
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Verankerung der Festlegungen der Informationsfreiheitssatzung  
in der Hauptsatzung 

In der vom Rat beschlossenen Informationsfreiheitssatzung wird der Begriff „Informationen“ 
wie folgt bestimmt: "Informationen im Sinne dieser Satzung sind alle in Schrift-, Bild-, Ton- 
oder DV-Form oder auf sonstigen Informationsträgern bei der Stadt vorhandenen Informatio-
nen in Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises" 

Die ebenfalls beschlossene Geschäftsordnung regelt im Sinne des mit der Informationsfrei-
heitssatzung beschlossenen "Prinzips der maximierten Öffentlichkeit" den Umgang mit In-
formationen im eigenen Wirkungskreis, die in Entscheidungsprozessen zwischen den politi-
schen Gremien, der Verwaltung und der Bürgerschaft relevant sind. Hierzu betont die Infor-
mationsfreiheitssatzung im § 16 unter "Aktive Veröffentlichungen": "Alle rechtlichen Ermes-
sensspielräume werden ausgeschöpft, um eine frühestmögliche elektronische Veröffentli-
chung aller den Entscheidungsprozessen des Rates zugrunde liegenden Informationen zu 
ermöglichen…" 

Zum verbleibenden Anteil der Informationen aus dem eigenen Wirkungsbereich bestimmt die 
Informationsfreiheitssatzung: „Das Nähere regelt die Hauptsatzung." 

Zu diesem bislang weitgehend rechtlich ungeregelten Anteil gehören u.a. Informationen wie 
z.B. Richtlinien, Umwelt- und Geoinformationen, außerdem Verträge, Dienstanweisungen, 
Handlungsempfehlungen, Stadtrecht, Subventions- und Zuwendungsbescheide, Zielverein-
barungen, Haushalts-, Bewirtschaftungs-, Organisations-, Geschäftsverteilungs- und Akten-
pläne, Statistiken (u.a. Schülerstatistiken), Datensammlungen, das Baumkataster, Gutach-
ten, Berichte, Verwaltungsvorschriften, öffentliche Pläne, Protokolle der "Verkehrskommissi-
onen", Protokolle der Straßenkontrolleure, Niederschriften der vom Rat eingerichteten Beirä-
te, insbesondere Bauleitpläne (insbes. " alte Bebauungspläne") sowie Bauanträge und -
genehmigungen, unveröffentlichte Gerichtsentscheidungen, die der Behörde vorliegen, so-
wie alle weiteren Informationen von öffentlichem Interesse. (Vgl. Transparenzsatzung Hil-
desheim/Piratenpartei) 

Wir fragen die Verwaltung: 

In welcher Form will die Verwaltung der Vorgabe der Informationsfreiheitssatzung " Das Nä-
here regelt die Hauptsatzung" rechtsverbindlich nachkommen? 
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